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Verhaltensregeln für multinationale Firmen

Die internationale Gewerkschaftsbewegung befasst sich sehr
eingehend mit den multinationalen Unternehmungen. Sowohl der
Internationale Bund Freier Gewerkschaften (IBFG) als auch die
Internationalen Berufssekretariate (IBS) sind sich der Notwendigkeit
bewusst, die internationale Solidarität der Arbeitnehmer gegenüber
der gewaltigen Macht der multinationalen Firmen zu stärken und
eine gewerkschaftliche Strategie zu entwickeln, die nicht zuletzt
auch den Anliegen der Entwicklungsländer Rechnung trägt. - Aus
einem Bericht von John Riddell, Sekretär beim IBFG, geht hervor,
dass insbesondere versucht wird, durch internationale Übereinkommen

einen Kodex von Verhaltensregeln für multinationale
Unternehmungen aufzustellen. John Riddel unterscheidet dabei zwischen
Verpflichtungen der Gesellschaften und Auflagen für die
Regierungen.

Verpflichtungen der Gesellschaften
1. Die Gesellschaften sind gehalten, die Gewerkschaften anzuerkennen,

sich an alle entsprechenden Übereinkommen der IAO zu
halten, die fortschrittlichste Form der Sozialbeziehungen anzuwenden

und gerechte Arbeitsbedingungen in jedem Lande einzuhalten,
in dem sie tätig sind.

2. Die Gesellschaften sind gehalten, genaue und vergleichbare
Gesamtrechnungen und Statistiken über Lohnsätze und soziale
Verhältnisse bei jeder ihrer Zweiggesellschaften zu veröffentlichen.

3. Die Gesellschaften sind gehalten, einen wesentlichen Beitrag zur
fortschrittlichen Entwicklung der sozialwirtschaftlichen Infrastruktur
in den Entwicklungsländern, in denen sie tätig sind, aus den dort
erzielten Gewinnen zu leisten.

4. Die Gesellschaften sind gehalten, in ihrem Heimatland wie in den
Aufnahmeländern regelmässige Konsultationen mit den Regierungen

und den Gewerkschaften zu halten, um sicherzustellen, dass
ihre laufenden und geplanten Operationen mit den nationalen
wirtschaftlichen und sozialen Zielen übereinstimmen.

5. Die Gesellschaften sind gehalten, einen Apparat zu schaffen, um
den Arbeitnehmern und ihren Organisationen einen wesentlichen
Einfluss bei der Beschlussfassung zu allen Aspekten der Politik der
Gesellschaft einzuräumen, insbesondere durch die Schaffung von
Betriebsräten für das Gesamtunternehmen auf regionaler und
weltweiter Basis.
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6. Die Gesellschaften sind gehalten, in den Entwicklungsländern,
wo immer anwendbar, arbeitsintensive Verfahren anzuwenden.

Auflagen für die Regierungen
1. Die Regierungen haben Gesetze zu verabschieden, in denen die
Offenlegung der Art von Auskünften, wie sie im vorstehenden
Punkt 2 genannt wurden, vorgeschrieben wird, sowie gesetzliche
Bestimmungen zu erlassen, die notwendig sein könnten, um die
Einhaltung der anderen Auflagen durchzusetzen.
2. Sie haben Gesetze zu erlassen für die Kontrolle von Zusammenschlüssen,

Trusts und Kartellen im Interesse der Arbeitnehmer, der
Verbraucher, und der gesamten Gemeinschaft, besonders wenn
solche Zusammenschlüsse von multinationalen Gesellschaften
gefördert werden.

3. Sie haben sich mit anderen Regierungen abzustimmen über
Steuerfreistellungen und sonstige Anreize für ausländisches Kapital, um
zu einer regionalen Investitionspolitik zu gelangen.
4. Sie haben alle Gesetze aufzuheben, die eine internationale
Solidaritätsaktion unter den Arbeitnehmern multinationaler Gesellschaften

untersagen.

5. Sie sind gehalten, die Kontrollen über Auslandsinvestitionen als
Handhabe zur Förderung der Gewerkschaftsfreiheit in den Ländern
zu benutzen, in denen diese Freiheit nicht besteht.
6. Die Regierungen haben eine aktive Arbeitskräftepolitik zu betreiben

und Massnahmen zur Umstellung von Industrien rechtzeitig
einzuleiten, wenn eine Verlagerung von Industrien als Folge
ausländischer Investitionen die Industrie im eigenen Lande stören
könnte.
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